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DIE ,;EFFEKTIVE" PROTEKTION DER LANDWIRTSCHAFT 
INDENMEL 

von 

K. FROHBERG und M. HARTMANN* 

1 Einleitung! 

Wie in den westlichen Ländern erfahrt der landwirtschaftliche Sektor auch in den Trans­
formationsländern durch staatliche Maßnahmen eine erhebliche Beeinflussung. Diese erfolgt 
jedoch in Mitteleuropa anders als in den meisten westeuropäischen Nachbarstaaten nicht pri­
mär durch agrarpolitische Interventionen. Vielmehr sind politische Eingriffe in den der Land­
wirtschaft vor- und nachgelagerten Bereichen, makroökonomische Interventionen, die Unter­
lassung staatlicher Aktivitäten sowie die Existenz von Politikunsicherheit nicht selten von 
sehr hoher Relevanz für den Agrarsektor dieser Länder. Diese Vielschichtigkeit der politi­
schen Einflußnahme erschwert die Messung der Protektion. Gleichzeitig scheint c:ije Kenntnis 
der effektiven aktuellen Protektion bzw. Diskriminierung des Agrarsektors in den mitteleuro­
päischen Ländern (MEL) aber für die Abschätzung der zukünftigen Entwicklung des Agrar­
sektors nicht zuletzt vor dem Hintergrund eines EU-Beitritt von großer Bedeutung. 

Ziel des vorliegenden Beitrages ist es, das gesamte in den MEL vorzufindende Spektrum der 
direkt und indirekt den landwirtschaftlichen Sektor beeinflussenden staatlichen Maßnahmen 
aufzuzeigen (Kapitel 2) und am Beispiel Polens die relative Bedeutung einiger dieser Kom­
ponenten quantitativ abzuschätzen (Kapitel 3). 

2 Wirtschaftspolitische Beeinflussung des Agrarsektors in den MEL 
2.1 Eingriffe auf den landwirtschaftlichen Märkten in den MEL 

Nach der weitgehenden Liberalisierung aller Preis- und Handelspolitiken in den MEL zu Be­
ginn der Transformationsprozesse haben staatliche Interventionen auf den landwirt­
schaftlichen Produkt- und Faktormärkten in den letzten Jahren wieder an Bedeutung ge­
wonnen. Diese reichen von einer Diskriminierung des Agrarsektors, wie sie vor allem in Bul­
garien aber teilweise auch in Rumänien zu beobachten ist, bis zu einer erheblichen Stützung 
der Landwirtschaft, wie man sie insbesondere in Polen und Slowenien vorfindet. 2 

Zur Stabilisierung der inländischen Märkte finden in den meisten MEL staatlich garantierte 
Mindestpreise Anwendung, die eine immer größere Zahl von Produkten einschließen. (OECD, 
1996a, S.25; Deaconescu et al., 1996; Gorton et al., 1997). Die Implementierung bzw. Anhe­
bung von Importzöllen dienen häufig als Maßnahme zur Verringerung der Importe sowie zur 
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Reduzierung der erheblichen Haushaltsdefizite. Auf einigen Märkten wenden die MEL auch 
Exportsubventionen an. In Ungarn stellen diese gemessen an den budgetären Ausgaben das 
bedeutendste agrarpolitische Instrument dar.3 

Insbesondere auf den Getreidemärkten verfolgen einige MEL neben der Reduzierung von Im­
porten eine Politik der Exportbeschränkung. Exportsteuern, Exportquoten und z.T. sogar Ex­
portverbote fanden nicht nur in Bulgarien und Rumänien, sondern auch in Tschechien und 
Litauen Anwendung.4 Damit wollten die Regierungen in den MEL ein ausreichendes Angebot 
an Getreide für die inländischen Konsumenten sicherstellen. 

Institutionelle Unzulänglichkeiten (vgl. Abschnitt 2.4) sowie der enorme Wettbewerb um das 
begrenzt verfügbare Kapital zwischen den einzelnen Sektoren der Volkswirtschaft erschweren 
den Zugang der Landwirte zu den Kreditmärkten. Um diese Engpässe überwinden zu helfen, 
gewähren alle MEL ihren Landwirten Kreditsicherheiten und -subventionen. In der Regel bür­
gen staatliche Institutionen in den MEL den Banken gegenüber für die an die Landwirtschaft 
ausgezahlten Kredite und/oder übernehmen einen Teil der Zinslast. In Tschechien stellen 
Subventionen für Agrarkredite die bedeutendste staatliche Stützungspolitik dar. Neben Kre­
ditverbiIIigungen sind auch Subventionen für Düngemittel sowie Steuerbefreiungen beim 
Kauf von Dieselkraftstoff von gewisser Relevanz in diesen Ländern. 

Für die Analyse der A1lokations- und Verteilungseffekte agrarpolitischer Interventionen ist 
jedoch nicht nur die Art der Politikintervention von Bedeutung, sondern auch ihre Stabilität. 
Insbesondere zu Beginn des Transformationsprozesses erfolgte die politische Einflußnahme in 
den MEL häufig sporadisch und war lediglich auf die Lösung kurzfristig auftretender Engpäs­
se ausgerichtet. Obwohl in den meisten Ländern die politischen Eingriffe an Konsistenz zuge­
nommen haben, gilt dies nicht für alle MEL; in Bulgarien beispielsweise werden nach wie 
vor Handelspolitiken innerhalb eines Jahres mehrfach verändert (EU-Commission, 1997, S. 
117). Dies induziert erhebliche Risiken für Landwirte, Händler, Verarbeiter und Verbraucher 
und behindert auf diese Weise die Entwicklung des Agrar- und Ernährungssektors. 

2.2 Makroökonomische Verzernmgen 

Neben agrarpolitischen Interventionen haben auch makroökonomische Eingriffe in die Wirt­
schaft beträchtliche Auswirkungen auf den landwirtschaftlichen Sektor der Transforma­
tionsländer. So haben viele MEL zu Beginn der Transformationsprozesse eine restriktive 
Geld- und Fiskalpolitik verfolgt. Mit der erheblichen Schrumpfung der Wirtschaft wuchs je­
doch der politische Druck, die fiskale und monetäre Disziplin zu lockern. Obwohl es den mei­
sten MEL seit 1991/92 dennoch gelungen ist, ihre Inflationsraten wesentlich zu reduzierens, 
sind diese im Vergleich zur EU nach wie vor sehr hoch. 

Hohe Inflationsraten verzerren den Preismechanismus, verstärken die Unsicherheit auf den 
Märkten und führen aus diesen Gründen zu einer Fehlallokation von Ressourcen. Indem sie 
den Zeithorizont für ökonomische Entscheidungen verkürzen, hemmen hohe Inflationsraten 
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1995 hat Ungarn die im GATI festgelegte maximale Höhe an Exportsubventionen um mehr als I()()% 
überschritten. Als Konsequenz wurde 1996 die Marktpreisstützung in Ungarn reduziert bei gleichzeitiger 
Anhebung der Inputsubventionen (vgl. OECD. 1996a und 1997a). 

In Tschechien wurden beispielsweise Ende 1995 keine Exportlizenzen mehr ausgestellt. 

Bulgarien war nach einer beginnenden Konsolidierung seiner Inflationsraten in den Jahren 1993-1995 im 
Jahr 1996 sowie zu Beginn des Jahres 1997 erneut mit einer Hyperinßation konfrontiert. 



zudem Investitionen. Auch sind Landwirte unter derartigen Bedingungen nicht geneigt, ihre 
Erzeugnisse unmittelbar nach der Ernte zu verkaufen. Sofern die Möglichkeit gegeben ist, 
lagern sie diese bis Liquidität benötigt wird. Besonders schwierig ist es für Landwirte, wenn 
z.B. zur Durchsetzung von Mindestpreisen staatliche Stellen die Ware aufkaufen, sich mit der 
Auszahlung aber Zeit lassen - wie in Rumänien geschehen (Deaconescu, 1996). So kommt es 
zu einer inflationsbedingten Besteuerung der Landwirtschaft. 

Die meisten MEL haben ihren nominalen Wechselkurs an einen Korb westlicher Währungen 
oder auch an eine einzige westliche Währung gebunden.6 Die Existenz eines Systems fixer 
bzw. quasi-fixer Wechselkurse bei einer gleichzeitigen expansiven Geld- und Fiskalpolitik 
führt tendenziell zu einer Überbewertung des realen Wechselkurses, d.h. zu einer Abweichung 
des tatsächlichen realen Wechselkurses von seinem langfristigen Gleichgewicht. Eine über­
bewertete Währung entspricht dabei einer impliziten Steuer auf Exporte bzw. einer impliziten 
Subvention der Importe. Ob in den MEL tatsächlich eine Überbewertung des realen Wechsel­
kurses vorliegt, wird in der Literatur kontrovers diskutiert (vgI. Frohberg und Hartmann, 1997 
sowie Poganietz, 1997). 

2.3 Staat als Eigentümer 

Während die Privatisierung in der Primärproduktion bereits in allen MEL weit fortgeschritten 
ist, gilt dies nicht in gleichem Maße für die Ernährungsindustrie sowie den Groß- und Einzel­
handel. In Rumänien liegt beispielsweise der Anteil der in staatlichen Unternehmen erzeugten 
Produktion am gesamten Produktionswert der Landwirtschaft bei nur 20%.7 Gleichzeitig do­
minieren staatseigene Betriebe nach wie vor insbesondere den Vermarktungssektor aber auch 
die Ernährungsindustrie.8 Staatliche Vermarktungsstellen haben regional und saisonal keine 
Preisdifferenzierung vorgenommen und damit das Aufkommen privater Wettbewerber stark 
behindert, da für diese eine Abdeckung von Lager- und Transportkosten somit nicht möglich 
war. Die in diesen staatlichen Vermarktungseinrichtungen vorzufindenden Ineffizienzen ha­
ben negative Rückwirkungen auf die gesamte Agrar- und Ernährungswirtschaft und spiegeln 
sich in hohen Staatsausgaben, niedrigen Produzentenpreisen und relativ hohen Konsumenten­
preisen wider. Auch die der Landwirtschaft vorgelagerten Sektoren werden in einigen Ländern 
noch durch staatliche Unternehmen dominiert. 

2.4 Fehlende und nicht hinreichende institutionelle Rahmenbedingungen 

Dem Staat obliegt die Aufgabe, den Transformationsprozeß durch die Bereitstellung hinrei­
chender institutioneller Rahmenbedingungen zu unterstützen. Die recht verhalten eintretenden 
Fortschritte in der Umstrukturierung der Volkswirtschaften der MEL läßt sich zu einem nicht 

Tschechien. die Slowakische Republik. Estland und Bulgarien haben ihre Währungen an die DM. Lettland 
an die Sonderziehungsrechte des Internationalen Währungsfonds und Litauen an den US-Dollar gebunden. 
In Ungarn. Polen und Slowenien wird eine Politik des Crawling Peg gegenüber einem Währungslrorb be­
stehend aus zwei oder mehreren westlichen Währungen angewandt. In Rumänien findet - wie es Bulgarien 
auch bis zum 1. Juli getan hat - ein .. dirty floating" Anwendung. 

Dabei variiert der Anteil in den einzelnen Betriebstypen stark. In den ineffizient wirtschaftenden Schwei­
ne- und Geflügelfleisch prnduzierenden Betrieben liegt der Anteil mit etwa 40% sehr hoch. während die­
ser mit etwa 7% in der Milch- und Maisproduktion weit geringer ist (Deaconescu. 1996). 

Bei Weizen war der Anteil der staatlichen Unternehmen an den gesamten Verkäufen in 1995 87%. bei 
Mais 33%. bei Schweinen 65%. bei Geflügel 94% und bei Kuhmilch 50% (Deaconcscu. 1996). Eine 
ähnliche Situation ist in Bulgarien gegeben. So wurden 1995 nur etwa 25% (37%) der über den Markt ab­
gesetzten Milchprndukte (Brotwaren) in privaten Unternehmen erzeugt (Gorton et al .• 1997). 
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unwesentlichen Teil auf die ungenügende Ausgestaltung dieser Voraussetzungen zu­
rückführen. Die für Land- und Ernährungswirtschaft wichtigsten Institutionen können hier nur 
kurz erwähnt werden (vgl. auch Frohberg und Poganietz, 1998). 
Durch die noch nicht vollständig abgeschlossene Privatisierung in der Landwirtschaft, be­
sonders die des Bodens, wird der Zugang zu FremdkapitaI erschwert und der Bodenmarkt ist 
wegen fehlender Möglichkeiten des Eigentumswechsels nicht voll funktionsfähig. Auch die 
Pacht wird dadurch oft behindert (vgl. auch Abschnitt 2.1). 

In den Ländern, in denen die der Landwirtschaft vor- und nachgelagerten Sektoren sich noch 
weitgehend in staatlichem Eigentum befindet, sehen sich die landwirtschaftlichen Unterneh­
men häufig Monopolen im Bezug- und Absatzbereich gegenüber. Diese wurden jedoch auch 
nach erfolgter Privatisierung nicht immer gebrochen, wie z.B. in Tschechien zu beobachten ist 
(OECD, 1995b, S. 107). Insbesondere auf regionaler Ebene scheint die Landwirtschaft mit 
Marktrnacht auf der Bezugs- und Absatzseite konfrontiert. Diese regionale Machtposition 
wird durch nicht ausreichende Markt- und Preisinformationssysteme verschärft. Dies führt zu 
einer indirekten Besteuerung der Landwirtschaft, da sie aufgrund der fehlenden Markteffi­
zienz hohe Preise für die eingesetzten Inputs zahlen muß und niedrigere Preise für ihre Agrar­
produkte erhält (OECD, 1996a, S. 26; Gorton et al., 1997). 

Mangelhafte Möglichkeiten der Risikoabsicherung sind weitere Zeichen, die auf in Umfang 
und/oder Qualität ungenügende Bereitstellung institutioneller Rahmenbedingungen hinweisen. 
Besonders zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang Ernte- und Preisrisiken, gegen die sich 
die Landwirtschaft absichern können muß. Der Staat kann durch Unterstützung beim Aufbau 
von Versicherungsmärkten (Ernterisiko) bzw. Warenterminmärkten (Preisrisiko) diese Risi­
ken verringern helfen (Peter und Wildermuth, 1996). 

Letztlich ist auf die noch in erheblichem Umfang bestehende Vertrags- und allgemeine 
Rechtsunsicherheit hinzuweisen. Erst wenn diese durch eine entsprechende Rechtsordnung 
stärker zurückgedrängt worden ist, können sich die Märkte besser entfalten. Fehlendes öf­
fentliches Recht wird oft durch privat organisierte Strukturen ersetzt. Damit sind aber in der 
Regel auch EffIZienzverluste und Verteilungsprobleme verbunden. 

3 Protektion oder Diskrimininierung des Agrarsektors Polens 

Wie die Ausführungen im vorherigen Abschnitt gezeigt haben, wird die Protektion oder Dis­
kriminierung des Agrarsektors durch eine Vielzahl von politischen Maßnahmen beeinflußt, 
die von einem einzigen Protektionsmaß nicht erfaßt werden könnten. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, daß ein solcher Indikator Handels-, Einkommens- und Allo­
kationseffekte politischer Interventionen aufzeigen sollte. Schließlich führen politische Maß­
nahmen häufig nicht nur zur Veränderung des Niveaus, sondern induzieren auch Stabi­
litätseffekte. Diese gilt es ebenfalls, in einem Protektionsmaß in geeigneter Weise abzubilden. 

Diese Komplexität läßt sich nur durch ein stochastisches allgemeines Gleichgewichtsmodell 
approximieren. Derartige Modelle erfordern jedoch einen erheblichen Aufwand. Aus diesem 
Grund wurde zur Messung der Höhe der Protektion bzw. Diskriminierung im Agrarsektor 
Polens das Politiksimulationsmodell CEASIM (CentraI and Eastern European Agriculture 
Simulation Model)9 verwendet. Obwohl auch mit diesem Modell keineswegs alle politischen 
Interventionen und alle Dimensionen der Protektionsmessuilg abgebildet werden können, las-

Für eine detaillierte Beschreibung der Strukur und Datenbasis des Modells vgl. Frohberg et a1. (1998). 
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sen sich die für die hier vorzunehmende Analyse relevanten Aspekte hinreichend berücksichti­
gen 

3.1 Modellbeschreibung 

CEASIM ist ein partiales, deterministisches, statisches Gleichgewichtsmodell, das die Be­
ziehungen innerhalb der Landwirtschaft abbildet. Insgesamt werden in CEASIM die hori­
zontalen und vertikalen Interdependenzen zwischen 11 landwirtschaftlichen Produkten lO und 
6 Inputs ll berücksichtigt. Lagerhaltungsaktivitäten ebenso wie Produktheterogenität und 
Raumüberwindungskosten werden in dem Modell vernachlässigt. Mengen, Preise und Poli­
tikinstrumente wurden aus Quellen der FAO, der OECD sowie aus nationalen Statistiken Po­
lens entnommen. 

Die Angebotsseite des Modells ist ein multiples Input-multiples Output-System und basiert 
auf der Symmetrie Generalized McFadden Gewinnfunktion (Diewert und Wales, 1987). Für 
die Nachfrageseite wurde die Normalized Quadratic Reciprocal Indirekte Nutzenfunktion ge­
wählt (Diewert und Wales, 1988).12 Die Parameter des Modells wurden nicht ökonometrisch 
geschätzt, sondern jeweils für ein bestimmtes Jahr kalibriert. Jedoch gewährleistet die Struk­
tur des Modells die Einhaltung theoretisch nachgewiesener Verhaltensannahmen der ökono­
mischen Akteure auf der Angebots- und Nachfrageseite. Die Berücksichtigung dieser Verhal-, 
tensannahmen dient nicht nur der Verbesserung der ökonomischen Plausibilität der Ergebnis­
se, sondern erhöht auch die Stabilität des Modells bei der Lösungsfindung. 

3.2 Methodisches Vorgehen bei der Protektionsmessung mit CEASIM 

Das Modell wurde für die Jahre 1992 bis 1996 mit den jeweiligen Angebots-, Nachfrage- und 
Preisdaten für Polen kalibriert. Damit steht für insgesamt fünf Jahre ein Referenzszenario zur 
Verfügung, das durch die in dem entsprechenden Jahr gültigen direkten und indirekten agrar­
politischen Interventionen charakterisiert ist. Für jedes Jahr wurden zwei Simulationen durch­
geführt: 
• Eliminierung sämtlicher agrarpolitischer Interventionen (Szenario ALm). 

• Abschaffung agrarpolitischer Interventionen wie in Szenario AL1B sowie Anpassung des 
nominalen Wechselkurs an sein reales Gleichgewicht\3 (Szenario: ALm&WG). 

Neben den Effekten der alternativen Politiken auf das Niveau des Handels, des Einkommens 
und der volkswirtschaftliche Verzerrungen spielt auch die durch die Politik induzierte Verän­
derung der Instabilität dieser Größen eine bedeutende Rolle. Zur Einbeziehung der Dimension 
des Risikos bei der Messung der Effekte politischer Interventionen wurde das auf dem Prinzip 
des Erwartungs- bzw. Risikonutzen basierende BernoulIi-Bewertungskonzept verwendet (vgl. 

10 

11 

12 

" 

Weizen. Futtergetreide, Kartoffeln, Ölsaaten, Zucker, Milch, Rind- und Schaffleisch, Schweinefleisch, 
Eier und das Aggregat sonstige landwirtschaftliche Produkte. 

Futterweizen, Futtergetreide, Futterkartoffeln, Arbeit, Düngemittel und sonstige variable Inputs. 

Berücksichtigte Produkte sind: Weizen, Futtergetreide. Kartoffeln, Ölsaaten, Zucker, Milch, Rind- und 
Schaffleisch, Schweinefleisch, Eier und das Aggregat sonstige Nabrungsrnittelausgaben. Letzteres umfaßt 
neben den nicht explizit im Modell berücksichtigten Produkten auch die den Agrargütem auf dem Weg 
zum Verbraucher zugefllgten komplementären Sach- und Dienstleistungen. 

Hierbei wird unterstellt, daß im Jahr 1992 der nominale Wechselkurs im Gleichgewicht war. Seit 1992 hat 
der Zloty real gegenüber der DM aufgewertet, d.h. den SimuJationen liegt die Annabme zugrunde das der 
Zloty seit 1993 überbewertet ist. Für zukünftige Analysen wäre es erstrebenswert, mit dem effektiven rea­
len Wecheselkurs zu arbeiten. 
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Newbery und Stiglitz, 1985, S. 69ff.). Diesem Konzept liegt der Gedanke zugrunde, daß der 
Erwartungswert des Nutzens einer stochastischen Einkommensgröße (z.B. Gewinn) bei Exi­
stenz von Risikoaversion stets unterhalb des Nutzens bei durchschnittlich gleichem aber si­
cherem Einkommen liegt. Die Differenz nimmt mit der Höhe der Varianz der betrachteten 
Einkommensgröße und der Risikoaversion der betreffenden Marktteilnehmer zu. Unterstellt 
man, daß das Einkommen Y als stochastische Größe Y normal verteilt ist, so gilt (vgl. 
Newbery und Stiglitz, 1985, S. 85ff.): 

(I) EU(Y)=E(Y)-0,5.A y • Vary 

mit: EU(Y)= Y Erwarteter Nutzen der stochastischen Einkommensgröße 

E(Y) = Y Erwartungswert des Einkommens 

A y Absoluter Risikoaversionskoeffizient des Einkommens Y 

VAR y Varianz des Einkommens Y 

Um die Niveau- und Stabilitätseffekte politischer Interventionen auf ausgewählte Einkom­
mensgrößen ermitteln zu können, wird die modifizierte effektive Protektionsrate MEPR be­
rechnet. Diese entsp,richt der relativen Änderung des erwarteten Nutzens der stochastischen 
Einkommensgröße: 4 , 

Y1 - Yo ÄY AY1 • VARY1 - AyO • VARyO 
MEPR y = -.- = -.- - 0,5·---"'----.!..!..-".---''''----'-''-

Yo Yo Yo 
(2) 

Die erste Komponente in Gleichung (2) kann als relativer Transfer Benefit bezeichnet wer­
den. Dieser ergibt sich ausschließlich aus der Niveauverschiebung der betrachteten Ein­
kommensgröße ergibt. Demgegenüber stellt der zweite Summand den relativen Risk Benefit 
dar; also den Vorteil, der sich aus der Verringerung der Risikokosten für die Marktteilnehmer 
ergibt. An dieser Stelle gilt es jedoch zu betonen, daß CEASIM als deterministisches Gleich­
gewichtsmodell für die Analyse von Risikoaspekten nur bedingt geeignet ist. In diesem Mo­
dellansatz wird unterstellt, daß die Verteilung der Störgrößen in den verschiedenen Szenarien 
sich nicht verändert. 

Für die Berechnung der MEPR werden für die Produzenten der Gewinn und für die Kon­
sumenten die Money Metric verwendet. Zur Analyse der volkswirtschaftlichen Verzerrungen 
dienen in Gleichung 2 die Nettowohlfahrtseffekte. Die seit 1991 tendenziell zunehmende ne­
gative Leistungsbilanz in Polen läßt darüber hinaus die Untersuchung der Netto­
deviseneinnahmen als Einkommensgröße erstrebenswert erscheinen. 

4.3 Ergebnisse 

Tabelle 1 zeigt den Nettohandel Polens für zehn Agrarprodukte, der sich ohne agrarpolitische 
Eingriffe (ALm) bzw. ohne agrar-' und makropolitische Interventionen1S ergeben hätte 
(ALIB&WG) sowie den tatsächlichen Nettohandel im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 1996. 
Wie erwartet liegen für die meisten Produkte in den beiden Liberalisierungsszenarien die 

14 
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Für die Protektionsmessung unter Unsicherheit vgl. auch Schmitz, 1997. 

Als makropolitische Intervention werden in diesem Beitrag die Maßnahmen zur Stützung des Wech­
selkurses verstanden 



Nettoexporte niedriger bzw. die Nettoimporte höher als in der realen durch politische Inter­
ventionen verzerrten Situation; die derzeitige Politik hat somit tendenziell zu einer Verbesse­
rung der Handelsbilanz für Agrarprodukte beigetragen. Weniger eindeutig sind die Wirkungen 
auf die Instabilität des Handels. Während für Weizen, Kartoffeln, Rindfleisch und alle Getrei­
deveredlungsprodukte die Instabilität der Handelsmengen in den Politikszenarien unter dem 
Ausgangsniveau liegt, gilt das Gegenteil für die anderen vier Produkte. 
Bewertet man die derzeitige Politik relativ zu einer agrar- bzw. agrar- und makroökonomi­
schen Liberalisierung mit dem Risikonutzenkonzept ergeben sich die in Tabelle 2 abgebil­
deten Zahlen. Zur Überprüfung der Sensitivität der Ergebnisse in Hinblick auf den gewählten 
relativen Risikoaversionskoeffizienten R wurden die Berechnungen mit zwei verschiedenen 
Werten durchgeführt. Diese werden als konstant über die verschiedenen Szenarien sowie für 
die verschiedenen Einkommensarten betrachtet. 

Die Ergebnisse veranschaulichen, daß die Produzenten durch die aktuelle Politik einen An­
stieg ihres durchschnittlichen Einkommensniveaus in Höhe von 44% erfahren, falls die Refe­
renzsituation ausschließlich durch Liberalisierung des Agrarsektors gekennzeichnet ist. Wählt 
man eine Agrar- und Makroliberalisierung als Referenzszenario entspricht der Transfer Bene­
fit jedoch lediglich 12 bis 13%, da der Vorteil aus den agrarpolitischen Interventionen durch 
die makroökonomischen Verzerrungen zum Teil kompensiert wird. Dem Transfer Benefit, der 
sich ausschließlich aus dem durch die Politik induzierten Anstieg des durchschnittlichen Ein­
kommensniveaus ergibt, steht im ALIB Szenario (ALIB&WG Szenario) ein Risk Verlust 
(Risk Benefit) gegenüber, der sich aus der politikinduzierten Zunahme (Abnahme) der Ein­
kommensinstabilität ergibt. Dieser stabilitätsbedingte Einkommenseffekt entspricht bei einem 
relativen Risikoaversionskoeffizienten von 1 bis zu 23% des Gesamten Benefits und ist daher 
als nicht vemachlässigbar anzusehen. 

Die Konsumenten werden durch die derzeitige Agrarpolitik diskriminiert. Wird jedoch eine 
Agrarliberalisierung und eine Anpassung der Wechselkurse als Referenzsituation unterstellt, 
so ändert sich das Bild. In diesem Fall profitieren auch die Konsumenten von der derzeitigen 
politischen Intervention. Schließlich veranschaulicht Tabelle 2 die volkswirtschaftlichen Ef­
fekte der Politiken, die neben der Wohlfahrtsänderung auf Seiten der Produzenten und der 
Konsumenten auch die Änderung des Niveaus und der Stabilität der Staatsausgaben berück­
sichtigt. Ähnlich wie für die Konsumenten ist auch für diese Einkommensgröae der Transfer 
und der Risk Benefit abhängig von dem Referenzszenario. 

Die stärksten Effekte sind auf den Devisenmärkten zu beobachten. Die derzeitige Agrarpolitik 
trägt zu einer bedeutenden Zunahme der Nettodevisenerlöse bzw. zu einer Reduzierung der 
Defizite bei, was sich in einem Transfer Benefit von etwa 60 % bzw. 70% im Vergleich zu 
den beiden Liberalisierungsszenarien niederschlägt. Gleichzeitig haben die agrarpolitischen 
Interventionen (agrar- und makropolitischen Interventionen) die Instabilität der Erlöse erhöht 
(verringert). 

5 Fazit 

Die Landwirtschaft wird in den MEL durch eine Vielzahl agrar- und makropolitischer In­
terventionen beeinflußt. Der vorliegende Beitrag zeigt, daß darüber hinaus auch das Unter­
lassen staatlicher Aktivitäten zu einer Verzerrung der Wettbewerbsverhältnisse zwischen in­
ländischen Produzenten und ihren Konkurrenten auf den Weltmärkten führen kann. Dies gilt 
insbesondere in Hinblick auf die Schaffung der notwendigen institutionellen Rahmen­
bedingungen. 
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bt der empirischen Analyse wird am Beispiel Polens gezeigt, daß für die korrekte Bewertung 
der Handels-, Einkommens- und Allokationseffekte staatlicher Eingriffe eine ausschließliche 
Betrachtung agrarpolitischer btterventionen nicht nur in Hinblick auf das Ausmaß sondern 
auch auf die Richtung zu falschen Ergebnissen führen kann, wenn wechselkursbedingte Ver­
zerrungen vorliegen. Darüber hinaus verdeutlicht die Analyse, daß bei Existenz von Risikoa­
version eine Berücksichtigung stabilitätsbedingter Handels- und Einkommenseffekte poli­
tischer Maßnahmen von erheblicher Bedeutung sein kann. 

Die mit CEASIM durchgeführten Simulationen zur Abschätzung der Protektion oder Dis­
kriminierung des Agrarsektors in Polen decken nicht alle im vorliegenden Beitrag diskutierten 
Elemente der politischen Beeinflussung des Agrarsektors ab. Die Wirkungen fehlender insti­
tutioneller Rahmenbedingungen sind quantitativ schwer zu fassen und kaum in einem derarti­
gen Modellansatz zu integrieren. Anders sieht dies mit Marktrnacht in der Er­
nährungsindustrie aus. Diese Elemente sind sehr wohl modellmäßig abzubilden. Da jedoch 
gerade in Polen ein hoher Wettbewerb in den meisten Zweigen der Ernährungsindustrie 
herrscht, schien die Berücksichtigung dieser Aspekte von untergeordneter Bedeutung. 
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